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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zollgesetzes, des Zolltarifs und des 
Mineralölsteuergesetzes (Zweites Zolländerungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 529) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes und der Ver- 
brauchsteuergesetze vom 23. Mai 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 317) wird wie folgt geän- 
dert: 

1, In § 16 Abs. 4 wird hinter Satz 1 ein- 
gefügt: 

„Bei der Zollveredelung im Zollvormerk- 
verkehr (§ 101) kann vom Veredeler 
bearbeitetes oder verarbeitetes Freigut, 
das nach Menge, Art und Beschaffenheit 
aus dem Zollgut hätte hergestellt werden 
können (Ersatzgut), an die Stelle des Zoll- 
guts treten (Zollveredelung mit Gestel- 
lung von Frsatzgut).“ 

2. In § 45 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Einfuhrzollschuld entsteht be- 
dingt dadurch, daß zollbares Zollgut zum 
Zollvormcrkverkehr (§ 101) abgefertigt 
wird. Die Zollschuld wird unbedingt 
durch die Entnahme des Zollguts in den 
freien Verkehr. Die bedingte Zollschuld 
fällt dadurch weg, daß das Zollgut wieder- 
gestellt wird. Im Zollveredelungsverkehr 
mit Gestellung von Ersatzgut (§ 16 Abs. 4 
Satz 2) wird die Zollschuld unbedingt 
durch Ablauf der Gestellungsfrist (§ 103 
Abs. 2). Sie fällt dadurch weg, daß Ersatz- 
gut gestellt und ausgeführt oder zu einem 
Zollverkehr abgefertigt wird. Im Zoll- 
sicherungsverkehr (§ 16 Abs. 5) wird die 
Zollschuld unbedingt, wenn die Voraus- 
setzungen für die Zollbefreiung wegfal- 


len. Sie fällt dadurch weg, daß das Zoll- 
gut ordnungsgemäß verwendet wird und, 
soweit der Bundesminister der Finanzen 
nicht durch Rechtsverordnung Ausnahmen 
zuläßt, die Überwachungsbestimmungen 
über den Bezug, die Lagerung und Ver- 
wendung des Zollguts beachtet werden.“ 

3. § 60 erhält folgende Fassung: 

„3. Besonderheiten für 
Veredelungsgut 

§ 60 

(1) Für Veredelungsgut, das aus einem 
Zollveredelungsverkehr unter Zollraum- 
verschluß oder unter Zollbewachung 
(§ 100) zum freien Verkehr abgefertigt 
wird, und für Veredelungsgut, das aus 
einem Zollveredelungsverkehr im Zoll- 
vormerkverfahren (§ 101) in den freien 
Verkehr entnommen oder zum freien 
Verkehr abgefertigt wird, bemißt sich die 
Zollschuld nach den Zollvorschriften, die 
im Zeitpunkt des Antrags auf Abferti- 
gung des unveredelten Zollguts zur Ver- 
edelung gelten, und nach der Menge und 
Beschaffenheit des unveredelten Zollguts 
in diesem Zeitpunkt. Das gleiche gilt, 
wenn In einem Zollveredelungsverkehr 
mit Gestellung von Ersatzgut das Ersatz- 
gut nicht gestellt oder nach der Gestellung 
zu einem Zollager oder Zollvormerklager 
und anschließend zum freien Verkehr ab- 
gefertigt wird. 

(2) Wird veredeltes Zollgut wiederge- 
stellt und zur Ausfuhr oder zu einem 
neuen Zollverkehr abgefertigt, so bemißt 
sich die Zollschuld für die Abfälle, die bei 
der Herstellung des veredelten Zollguts 



entstanden sind, nach ihrer Menge und 
Beschaffenheit und nach den Zollvor- 
schriften, die im Zeitpunkt der Wieder- 
gestellung des veredelten Zollguts gelten, 
wenn sich dadurch ein geringerer Zoll- 
betrag ergibt. Fehlmengen, die durch die 
Veredelung des Zollguts entstehen, blei- 
ben zollfrei, wenn das veredelte Zollgut 
wledergcstellt und zur Ausfuhr oder zu 
einem neuen Zollverkchr abgefertigt wird. 

(3) Soweit im Zollveredelungsverkehr 
, mit Gestellung von Ersatzgut bei tat- 
sächlicher Bearbeitung oder Verarbeitung 
des Zollguts Abfälle oder Fehlmengen ent- 
standen wären, wird auf einen entspre- 
chenden Teil des Zollguts Absatz 2 sinn- 
gemäß angewandt. Dies gilt nur, wenn 
das Ersatzgut gestellt und ausgeführt 
wird." 

4. § 69 Abs. 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung; 

„8. von Waren, die zum Bau, zur Ausbes- 
serung und Ausrüstung von nichtzoll- 
baren See- und Flußschiffen verwendet 
werden, mit Ausnahme von Kajüt- 
und Küchengut,". 

5. In § 69 Abs. 1 Nr. 17 ist an Stelle des Bei- 
strichs am Schluß ein Strichpunkt zu 
setzen und anzufügen: 

„von Filmen und Tonträgern bildenden, 
wissenschaftlichen oder kulturellen Cha- 
rakters, die von den Vereinten Nationen 
oder einer ihrer Sonderbehörden herge- 
stellt worden sind; von belichteten und 
entwickelten Positivfilmen und von Ton- 
trägern für Rundfunkanstalten zur eige- 
nen Verwendung,". 

6. § 69 Abs. 1 Nr. 24 a erhält folgende Fas- 
sung: 

„24a. von Werbemitteln, Gebrauchsan- 
weisungen, Preisverzeichnissen und 
Fahrplänen, vorausgesetzt, daß sie 
nicht zur entgeltlichen Abgabe im 
Zollgebiet ein gehen; von Vordruk- 
ken, die für Reisebüros unentgelt- 
lich eingeh en; von Vordrucken aus- 
ländischer Behörden und Verbände; 
von Veröffentlichungen amtlicher 
internationaler Organisationen,“. 

7. In § 69 Abs. 1 Nr. 34 wird das Wort 
„ersten" gestrichen. 

8. In § 69 wird am Schluß von Absatz 1 der 
Punkt durch einen Beistrich ersetzt und 
folgende Ergänzung angefügt; 


„42. von Waren, die aus dem freien Ver- 
kehr des Zollgebiets auf Grund be- 
sonderer Zulassung zur Bearbeitung 
oder Verarbeitung in einen Freihafen 
gebracht worden sind, von den dar- 
aus hergestellten Waren und, mit be- 
sonderer Genehmigung, von Waren, 
zu deren Herstellung an Stelle der 
aus dem freien Vefkehr des Zoll- 
gebiets stammenden andere, diesen 
entsprechende Waren verwendet 
worden sind, wenn die Zulassung des 
Beafbeitungs- oder Verarbeitungs- 
verkehrs zur wirtschaftlichen Aus- 
nutzung der vorhandenen Anlagen 
des betreffenden Freihafenbetriebs 
erforderlich Ist, 

43. von Waren, für die ein Zollverede- 
lungsverkehr bewilligt ist, wenn Im 
Zeitpunkt der Abfertigung bereits 
auf Grund besonderer Zulassung Er- 
satzgut (§16 Abs. 4 Satz 2) gestellt 
und ausgeführt worden ist (Vorgriff); 
dies gilt jedoch Insoweit nicht, als bei 
tatsächlicher Bearbeitung oder Ver- 
arbeitung der Waren im Zollverede- 
lungsverkehr für Abfälle Einfuhrzoll 
erhoben worden wäre." 

9. § 103 erhält folgende Fassung: 

„§ 103 

(1) Der Zollbetelligte kann das Zollgut 
wiedergestellen oder ohne zollamtliche 
Mitwirkung in den freien Verkehr ent- 
nehmen. Der Bundesminister der Finan- 
zen kann die Wiedergestellung und die 
Entnahme In den freien Verkehr ohne 
zollamtliche Mitwirkung durch Rechts- 
verordnung einschränken oder untersagen. 

(2) Für die Wiedergestellung des Zoll- 
guts und für die Gestellung des Ersatz- 
guts bei der Zollveredelung mit Gestel- 
lung von Ersatzgut werden Fristen be- 
stimmt. Das Nähere regelt der Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung. Er kann dabei bestimmen, daß 
in einzelnen Fällen die Fristen auch Im 
Verwaltungswege festgesetzt werden kön- 
nen. 

(3) Soweit das Zollgut nicht fristgemäß 
wiedergestellt oder seine zugestandene 
Behandlung (§ 101 Abs. 1) oder sein 
Untergang Im Zollvormerkverkehr nicht 
nachgewiesen wird, wird vermutet, daß 
es in den freien Verkehr entnommen ist. 
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(4) Wird aus einem Zollveredelungs- 
verke'hr veredeltes Zollgut in den freien 
Verkehr entnommen oder zum freien 
Verkehr abgefertigt, so gelten die anteilig 
darauf entfallenden Abfälle als im glei- 
chen Zeitpunkt in den freien Verkehr ent- 
nommen. 

(5) Bei der Zollveredelung mit Gestel- 
lung von Ersatzgut gilt das Zollgut mit 
der Gestellung des Ersatzguts oder mit 
Ablauf der Gestellungsfrist als In den 
freien Verkehr getreten." 

10. In § 109 a wird am Schluß der Punkt 
durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Nummer 4 angefügt; 

„4. für Waren, die auf Grund besonderer 
Zulassung aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiets zur vorübergehenden La- 
gerung In einen Freihafen gebracht 
worden sind, wenn die Zulassung der 
Lagerung zur wirtschaftlichen Aus- 
nutzung der vorhandenen Anlagen er- 
forderlich ist und die Lagerung nicht 
zu einer Zweckentfremdung des Frei- 
hafens führt, oder wenn die Lagerung 
der Waren in einem Freihafen zur 
Abwendung eines Notstandes geboten 
ist." 

Artikel 2 

Der Zolltarif — Anlage zum Zolltarif- 
gesetz vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) in der Fassung des Gesetzes zur Neu- 
regelung der Abgaben auf Mineralöl vom 
23. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 149) und 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete der Abgaben auf Mineralöl 
vom 31. Oktober 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 699) — wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. In Anmerkung 1 Buchstabe b zu Nr. 2710 
werden im ersten Satz hinter den Worten 
„Geltungsbereich dieses Tarifs" die Worte 
„oder in einem Bearbeltungs- oder Ver- 
arbeitungsverkehr nach § 69 Abs. 1 Nr. 42 
des Zollgesetzes in einem Freihafen" und 
als zweiter Satz folgender Satz eingefügt: 
„Der Ausfuhr steht es gleich, wenn ver- 
gütungsfähige Mineralöle nach Herstel- 
lung in einem Freihafen unmittelbar In 
das Zollausland gebracht werden.“ 


2. Der sich hiernach ergebende Wortlaut 
dieser Anmerkung wird Absatz 1; folgen- 
der zweiter Absatz wird angefügt: 

„Die Vergütungsfähigkeit eines Mineral- 
öls wird nicht dadurch berührt, daß es aus 
dem freien Verkehr des Zollgebiets ohne 
Gewährung einer Zollvergütung zur vor- 
übergehenden Lagerung in einen Frei- 
hafen gebracht wird. Wird es im An- 
schluß daran unmittelbar in das Zollaus- 
land gebracht, so steht dies Im Sinne des 
Absatzes 1 der Ausfuhr gleich." 

Artikel 3 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 234) und des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete 
der Abgaben auf Mineralöl vom 31. Oktober 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 699) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 3 Abs. 3 werden die Worte „für die 
Steuerbefreiungen In den Fällen des § 69 
des Zollgesetzes die entsprechenden Vor- 
schriften des Zollrechts“ ersetzt durch 
„für die Steuerbefreiungen in den Fällen 
des § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zollgeset- 
zes die Vorschriften für Zölle entspre- 
chend". 

2. % 7 Abs, 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Bei der Einfuhr von Mineralöl in 
das Erhebungsgebiet gelten für die Fällig- 
keit, den Zahlungsaufschub und die Til- 
gung der Steuerschuld und für das Steuer- 
verfahren die Vorschriften für Zölle ent- 
sprediend." 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des 
auf seine Verkündung folgenden Kalender- 
monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

Die erste Änderung des Zollgesetzes durch 
das Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
und der Verbrauchsteuergesetze vom 23. Mai 
1952 (BGBl. I S. 317 — „Kleine Zollrechts- 
novelle“) hat sich auf die allernotwendigsten 
Änderungen beschränkt, die sich aus dem In- 
krafttreten des neuen Zolltarifs und dem 
Übergang zum Wertzollsystem ergaben. Die 
übrigen noch erforderlichen Änderungen 
sollten einem später zu erlassenden Gesetz 
überlassen bleiben (vgl. Begründung zu dem 
Gesetz BT-Drucksache Nr. 2841 der 1. Wahl- 
periode). Die Gründe, die zur Zeit der Klei- 
nen Zollreditsnovelle gegen eine umfassende 
Änpassung des Zollgesetzes an die veränder- 
ten staatsrechtlichen und politischen Verhält- 
nisse sprachen, bestehen auch heute noch. Es 
Ist immer noch nicht möglich, alle im Zoll- 
gesetz enthaltenen Begriffe, die auf Einrich- 
tungen und Organe des Reichs hinweisen 
(z. B. Reichsgebiet, Reichsgrenze, Reichs- 
hoheit), durch neue Bezeichnungen zu erset- 
zen. Es hat sich aber die Notwendigkeit er- 
geben, einige Änderungen und Ergänzungen 
des Zollgesetzes schon jetzt vorzunehmen. 
Internationale Äbmachungen und Schwierig- 
keiten, die in den deutschen Seehäfen durch 
die veränderten Verhältnisse nach dem 
Kriege entstanden sind, erfordern dringend 
eine nicht mehr länger aufschiebbare Ergän- 
zung der Zollbefreiungen. Außerdem läßt 
sich eine Erweiterung des zollrechtlichen Be- 
griffs der „Zollveredelung“ nicht mehr län- 
ger hinausschieben. 

Nach dem Zollgesetz werden die aus dem 
Ausland eingegangenen Waren nicht verzollt, 
wenn sie nach Bearbeitung oder Verarbei- 
tung im Zollgebiet wieder in das Zollaus- 
land zurückgehen (Zollveredelung — § 16 
Abs. 4 Zollgesetz). Voraussetzung für die 
Zollveredelung Ist, daß die ausgehenden 
Waren mit den eingeführten Waren nämlich 
sind. Das Zollgesetz läßt ein Vertauschen der 


In einem Zollveredelungsverkehr befind- 
lichen Waren mit anderen Waren nicht zu 
(Nämlichkeitsprinzip — § 102 Äbs. 1 Zoll- 
gesetz). 

Der Grundsatz der Nämlichkeit beherrscht 
den gesamten Verkehr mit unverzollten 
Waren im Zollgebiet (Zollverkehr). Ein we- 
sentlicher Teil der Zollverfahrensvorschrif- 
ten dient der Sicherung der Nämlichkeit. Es 
soll verhindert werden, daß an die Stelle des 
Zollguts eine andere Ware tritt und dadurch 
Zollvorteile erlangt werden. 

Diese Rechtslage hat zur Folge, daß ganze 
Wirtschaftszweige, die aus betrieblichen 
Gründen die Nämlichkeit der Waren nicht 
festhalten können, von der Möglichkeit aus- 
geschlossen werden, im Wege eines Zollver- 
edelungsverkehrs die zur Herstellung von 
Ausfuhrwaren benötigten Rohstoffe abga- 
benfrei einzuführen. Die betroffenen Wirt- 
schaftszweige werden damit aus äußeren zu- 
fälligen Gründen steuerlich schlechter behan- 
delt als andere Inländisdie Gewerbetreibende, 
denen der Nämlichkeitsnachweis keine 
Schwierigkeiten bereitet. Wichtigen Zweigen 
der deutschen Exportwirtschaft werden da- 
durch schlechtere Äusgangsbedingungen ge- 
geben, als sie gleichartige Wirtschaftszweige 
anderer Länder besitzen. 

Zur Beseitigung der gröbsten Härten, die sich 
aus dem Nämlidikeltsprinzip bei der Zollver- 
edelung ergeben haben, hat der Bundesmini- 
ster der Finanzen bisher in einzelnen Fällen 
berechtigte Wünsche der Exportwirtschaft 
anerkannt und auf Grund von § 131 der 
Reichsabgabenordnung aus Billigkeitsgrün- 
den sogenannte zollrechtsfremde Veredelungs- 
verkehre zugelassen, bei denen der Nämlich- 
keitsnachweis nicht gefordert wird. Eine be- 
friedigende Lösung wird dadurch aber nicht 
erreicht. Abgesehen von der umstrittenen 
Frage, ob die Ermächtigung des § 131 a. a. O. 
für die Zulassung solcher Abweichungen vom 
Zollgesetz ausreicht, verursacht ein Billig- 




keitserlaß für die Gewerbebetriebe und für 
die Zollverwaltung einen erheblichen Ar- 
beitsaufwand. Außerdem ist für die Gewer- 
betreibenden mit einem Billigkeitserlaß stets 
eine Unsicherheit verbunden, die sich störend 
auf die Geschäftsplanungen auswirkt. Eine 
Dauerlösung des Problems durch eine Ände- 
rung des Zollgesetzes läßt sich nicht mehr 
umgehen. Dabei wird trotz mancher grund- 
sätzlicher Bedenken für das Gebiet der Zoll- 
veredelung das Nämlichkeitsprinzip durch- 
brochen werden müssen. 

Die weitgehendste Lockerung des Nämlich- 
keitsgrundsatzes stellt die Zahlung einer Ein- 
fuhrzollvergütung für die Ausfuhr von Wa- 
ren des freien Verkehrs dar, bei der kein Zu- 
sammenhang mehr zwischen der Einfuhr und 
der Ausfuhr der Waren besteht. Das deutsche 
Zollrecht ist diesen Weg bisher nur in weni- 
gen Fällen bei solchen Waren gegangen, die 
ausschließlich oder leicht feststellbar aus ver- 
zollten ausländischen Waren hergestellt wer- 
den (z. B. Kakaowaren, Tabakwaren). Bei 
den meisten Waren ist dieser Weg nicht gang- 
bar. Der vorliegende Entwurf will deshalb 
den Zusammenhang zwischen der Einfuhr 
und der Ausfuhr aufrechterhalten. Die we- 
sentlichen Grundzüge des Zollveredelungs- 
verkehrs sollen nicht aufgegeben werden. Das 
Nämlichkeitsprinzip soll aber nicht mehr 
starr angewandt werden, so daß Im Rahmen 
eines Zollveredelungsverkehrs statt des ver- 
edelten Zollguts auch eine andere gleiche 
Ware des freien Verkehrs ausgeführt werden 
kann (Zollveredelung mit Gestellung von Er- 
satzgut). Es soll weiterhin ermöglicht wer- 
den, daß gleichfalls im Rahmen eines Zoll- 
veredclungsverkehrs zur Erfüllung eiliger 
Exportaufträge im Vorgriff Erzeugnisse des 
freien Verkehrs ausgeführt werden können 
mit der Wirkung, daß der Zoll für eine ent- 
sprechende, später aus dem Ausland ein- 
gehende unveredelte Ware nicht erhoben 
wird. Der Einbau dieser beiden Vergünsti- 
gungen in das Zollgesetz erfordert eine Reihe 
von einschneidenden Änderungen und Er- 
gänzungen des Zollverfassungsrechts, Zoll- 
schuldrechts und Zollverfahrensrechts. 

Einige außerdem noch erforderliche Ände- 
rungen und Ergänzungen des Zollgesetzcs, 
für die die Vorbereitungen nicht mehr abge- 
schlossen werden konnten, mußten zurück- 
gestellt werden, weil die vorliegende Novelle 
eine weitere Verzögerung nicht verträgt. Sie 
bleiben einer besonderen Novelle Vorbehal- 
ten. 


B. Im einzelnen 

ZU ART. 1 (Änderungen des Zollgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 16 Abs. 4) 

Durdi die vorgesehene Ergänzung wird der 
Begriff der Zollveredelung erweitert. Nach 
der bisherigen Fassung des § 16 Abs. 4 liegt 
eine Zollveredelung nur vor, wenn das aus 
dem Ausland eingehende Zollgut zum Absatz 
in das Zollausland bestimmt Ist. Nach der Er- 
gänzung wird es zulässig sein, an Stelle des 
bearbeiteten oder verarbeiteten Zollguts 
auch gleichartiges Freigut in das Zollausland 
auszuführen. Diese Erweiterung soll auf die 
Zollveredelung Im Zollvormcrkverkehr be- 
schränkt bleiben, weil bei einer Zollverede- 
lung unter Zollbewachung oder Zollraum- 
verschluß Schwierigkeiten der Nämlichkeits- 
sicherung nicht bestehen und somit kein An- 
laß vorliegt, auf den Nämlichkeitsnachweis 
zu verzichten. 

Zu Nr. 2 (§ 45 Abs. 2) 

Die durch die Abfertigung zum Zollvormerk- 
verkehr bedingt entstandene Zollschuld wird 
nach § 45 Abs. 2 der bisherigen Fassung 
durch die Entnahme des Zollguts in den 
freien Verkehr unbedingt und fällt durch die 
Wiederherstellung des Zollguts weg. Aus der 
Besonderheit der Zollveredelung mit Gestel- 
lung von Ersatzgut ergibt sich, daß die be- 
dingte Zollsdiuld auch durch die Gestellung 
des Ersatzguts wegfallen muß. Um aber zu 
verhindern, daß das Ersatzgut nach der Ge- 
stellung im freien Verkehr des Inlands bleibt 
und damit weder für das Zollgut noch für 
das Ersatzgut Zoll erhoben werden kann, 
knüpft der Entwurf den Wegfall der beding- 
ten Zollschuld an die Gestellung des Ersatz- 
guts und an die anschließende Ausfuhr oder 
Abfertigung zu einem Zollverkehr. Dement- 
sprechend wird die bedingte Zollschuld un- 
bedingt, sobald feststeht, daß sie durch Ge- 
stellung des Ersatzguts nicht mehr wegfallen 
kann, das Ist mit dem Ablauf der Gestel- 
lungsfrist. 

Zu Nr. 3 (§ 60) 

Nach der bisherigen Fassung des § 60 des 
Zollgesetzes werden der Verzollung von Zoll- 
gut, das aus einem Zollveredelungsverkehr 
durch Zollabfertigung oder ohne zollamt- 
liche Mitwirkung In den freien Verkehr 
übergeht, abweichend von §§ 58 und 59 des 
Zollgesetzes Menge und Beschaffenheit der 
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unveredelten Ware und der Zeitpunkt ihrer 
Abfertigung zur Veredelung zugrunde gelegt. 
Diese Besonderheit für Veredelungsgut soll 
erhalten bleiben und auch für die Zollver- 
edelung mit Gestellung von Ersatzgut gel- 
ten. Dementsprechend übernimmt § 60 

Abs. 1 der Neufassung im Satz 1 die bishe- 
rige Regelung und dehnt sie durch Satz 2 auf 
die Zollveredelung mit Gestellung von Er- 
satzgut aus. Die Regelung in Satz 2 erstreckt 
sidi sowohl auf Zollgut, das wegen unter- 
bliebener Gestellung des Ersatzguts zu ver- 
zollen ist, als auch auf gestelltes Ersatzgut, 
das im Anschluß an eine Zollagerung zum 
freien Verkehr abgefertigt wird. 

Die Ausdehnung auf Ersatzgut, das erst nach 
Zollagerung zum freien Verkehr abgefertigt 
wird, ist erforderlich, weil im Zollverede- 
lungsverkehr mit Gestellung von Ersatzgut 
bei der Bemessung der Gestellungsfrist die 
Zeit, die für den Absatz der Waren erfor- 
derlich ist, nidit berücksichtigt werden kann. 
Im Gegensatz zu dem Zollveredelungsver- 
kehr mit Festhaltung der Nämlichkeit kann 
im Zollveredelungsverkehr mit Gestellung 
von Ersatzgut über das Zollgut nach seiner 
Abfertigung sofort ohne zollschuldrechtliche 
Folgen verfügt werden. Würde in die Frist 
für die Gestellung des Ersatzguts auch die 
Zeit einbezogen werden, die für den Absatz 
der veredelten Waren erforderlich ist, so 
würde das zum Zollveredelungsverkehr mit 
Gestellung von Ersatzgut abgefertigte Zoll- 
gut v.^ertm.äßig und wirtschaftlich mehrmals 
umgesetzt werden können, ohne daß Zoll zu 
zahlen wäre und ohne daß fesisteui, ob tat- 
sächlidi Ersatzgut gestellt und ausgeführt 
wird. Es würden sidi dadurch ungerechtfer- 
tigte Zollvorteile und damit ungleiche 
Wettbewerbsverhältnisse auf dem Inlands- 
markt ergeben. Bei der Zollveredelung mit 
Festhaltung der Nämlichkeit besteht diese 
Gefahr nicht, da hier das Zollgut nicht in 
die inländische Wirtschaft übertreten kann, 
ohne daß dadurch eine unbedingte Zollschuld 
entsteht oder die bedingte Zollschuld unbe- 
dingt wird. 

Durch die kurz bemessene Gestellungsfrist 
wird der Veredeler häufig gezwungen wer- 
den, das Ersatzgut nach der Gestellung bis 
zum Absatz nach dem Zollausland in einem 
Zollager oder Zollvormerklager zu lagern. 
Zur Gleichstellung beider Arten der Zol_l- 
veredelung muß die Möglichkeit bestehen, 
das Ersatzgut Im Falle seiner Zurücknahme 
aus dem Lager in den freien Verkehr nach 


der entsprechenden Menge und Beschaffen- 
heit des zur Veredelung abgefertigten Zoll- 
guts und nach dem für dieses Zollgut gelten- 
den Zollsatz zu verzollen. 

Abs. 2 der Neufassung des § 60 regelt die 
Zollbehandlung der im Zollveredelungsver- 
kehr anfallenden Abfälle und der durch die 
Veredelung entstehenden Fehlmengen. Es 
wird die bisherige Regelung des § 36 der 
Zollvormerk-Ordnung übernommen, wobei 
besonders klargestellt wird, daß die zollbe- 
günstigte Behandlung der Abfälle und Fehl- 
mengen nur dann In Betracht kommt, wenn 
das veredelte Zollgut wiedergestellt und zur 
Ausfuhr oder zu einem Zollverkehr abgefer- 
tigt wird. Die Aufnahme dieser Vorschriften 
in das Zollgesetz ist erforderlich, weil die Re- 
gelung einer derartigen Abgabenvergünsti- 
gung nicht einer Reditsverordnung überlas- 
sen bleiben kann. 

Bel der Zollveredelung mit Gestellung von 
Ersatzgut wird nicht immer das Ersatzgut 
aus dem eingeführten Zollgut hergestellt. Es 
kann hierbei deshalb auch nicht von Abfäl- 
len und Fehlmengen die Rede sein, die durdi 
die Veredelung des Zollguts entstanden sind. 
Der GleichmäßigKelt halber muß aber auch 
bei der Zollveredelung mit Gestellung von 
Ersatzgut, soweit bei tatsächlicher Bearbei- 
tung oder Verarbeitung des Zollguts Abfälle 
und Fehlmengen entstanden wären, ein ent- 
sprechender Teil des Zollguts der begünstig- 
ten Zollbehandlung nach § 60 Abs. 2 unter- 
worfen werden. Abs. 3 der Neufassung des 
§ 60 läßt demnach eine soldie begünstigte 
Zollhehandliing auch für die Zollveredelung 
mit Gestellung von Ersatzgut zu. 

Zu Nr. 4 (§ 69 Abs. 1 Nr. 8) 

Die aus dem Zolltarifgesetz von 1902 über- 
nommene Zollbefreiung für Schiffbaubedarf 
dient der Erhaltung der Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Werften, die zollfreie 
Schiffe bauen. Entsprechend dem Zolltarif 
von 1902, der in Tarifnr. 922 für Fluß- und 
Binnenseeschiffe zu Luxuszwecken einen Ein- 
fuhrzoll vorsah, waren die zum Bau usw. 
dieser Schiffe verwendeten Waren von der 
Zollbefreiung ausgenommen worden. Nach 
dem geltenden Zolltarif von 1951 sind alle 
Schiffe mit Ausnahme der Bagger, Getreide- 
heber und Schwimmkrane zollfrei (Tarifnr. 
8901 bis 8904). Es besteht somit kein Anlaß 
mehr, den Bau von Fluß- und Binnensee- 
schiffen zu Luxuszwecken von der Zollbefrei- 
ung auszunehmen. Kajüt- und Küchengut soll 
weiterhin ausgenommen sein. 



Zu Nr. 5 (§ 69 Abs. 1 Nr. 17) 

Die Zollbefreiung für die in dem Entwurf 
bezeichneten Filme und Tonträger der Ver- 
einten Nationen oder ihrer Sonderorganisa- 
tionen entspricht einer Bestimmung in dem 
UNESCO-Abkommen vom 22. November 
1950 über die Einfuhr von Gegenständen bil- 
denden, wissenschaftlichen oder kulturellen 
Charakters, dem die Bundesrepublik voraus- 
sichtlich beitreten wird. 

Die Zollbefreiung für Filme und Tonträger 
für Rundfunkanstalten berücksichtigt die be- 
sonderen Verhältnisse, die im Rundfunkwe- 
sen durch die Entwicklung des zwischen- 
staatlichen kulturellen Programmaustausches 
entstanden sind. Bei diesem Programmaus- 
tausch werden die einzelnen Sendungen in 
den meisten Fällen nicht unmittelbar, son- 
dern unter Verwendung von Filmen und 
Tonträgern übernommen. Die Verzollung 
der für die Rundfunkanstalten eingehenden 
Filme und Tonträger erschwert den Pro- 
grammaustausch. Der Materialwert der Ware 
ist belanglos. Für die Rundfunkanstalten sind 
allein die aufgenommenen Worte, die Musik 
und die Bilder von Bedeutung. Eine Förde- 
rung des zwischenstaatlichen Programmaus- 
tausches liegt im allgemeinen Interesse. Es er- 
scheint danach angezeigt, für Rundfunkan- 
stalten eingehende Filme und Tonträger in 
die Liste der Zollbefreiungen aufzunehmen. 

Zu Nr. 6 (§ 69 Abs. 1 Nr. 24 a) 

Die Vorschrift ist unter Weglassung von Ein- 
zelheiten, die in die Durchführungsbestim- 
mungen übernommen werden sollen, neu ge- 
faßt worden. Dabei sind neu aufgetretene Be- 
dürfnisse berücksichtigt worden. Der bishe- 
rige Begriff „Werbedrucke“ ist durch den Be- 
griff „Werbemittel“ ersetzt worden, da die 
Zollbefreiung künftig neben den Werbedruk- 
ken auch bestimmte andere nur für Werbe- 
zwecke bestimmte Erzeugnisse umfassen soll. 
Dadurch wird den Beschlüssen der OEEC 
über die Einfuhr von Werbematerial und 
Werbeschriften für den Fremdenverkehr und 
dem die Einfuhr von Werbeschriften und 
Werbematerial für den Fremdenverkehr be- 
treffenden Zusatzprotokoll zu dem am 
4. Juni 1954 in New York Unterzeichneten 
Abkommen über die Zollerleichterungen im 
Touristenverkehr Rechnung getragen. Die 
bisherige Voraussetzung, daß die Waren von 
dem Einführer unentgeltlich abgegeben wer- 
den müssen, ist dahin geändert worden, daß 


sie nicht entgeltlich abgegeben werden dür- 
fen. Es sollen auch solche Waren zollfrei sein, 
die vom Einführer überhaupt nicht abgege- 
ben werden. Unter die Vordrucke für Behör- 
den und Verbände sollen auch weiterhin die 
bisher besonders erwähnten Vordrucke für 
Zollabfertigung und polizeiliche Zulassung 
von Verkehrsmitteln fallen. Bei der Zollbe- 
freiung für Veröffentlichungen amtlicher in- 
ternationaler Organisationen wird auf die 
Forderung der unentgeltlichen Abgabe ver- 
ziditet, da diese Veröffentlichungen vielfach 
gegen Ersatz der Herstellungskosten abgege- 
ben werden und die Versagung der Zollbe- 
freiung in diesen Fällen nicht vertretbar er- 
scheint. 

Zu Nr. 7 (§ 69 Abs, 1 Nr. 34) 

Die Zollbefreiung für Mineralöl, das zum 
Betrieb seewärts ein- und ausfahrender 
Schiffe verwendet wird, ist bisher nur für die 
Fahrten bis zum ersten Bestimmungshafen 
und zurüdc vorgesehen. Es soll verhindert 
werden, daß die seewärts eingegangenen 
Schiffe das abgabefreie Mineralöl während 
ihres Aufenthalts im deutschen Zollgebiet für 
Fahrten im Binnensdiiffsverkehr verwenden. 

Fährt ein Schiff vom ersten Bestimmungs- 
hafen leer nach einem weiter landeinwärts 
gelegenen Hafen, um dort zum seewärtigen 
Ausgang bestimmte Ladung zu übernehmen, 
so ist nach der jetzigen Gesetzesvorschrift für 
diese Zwischenfahrt eine Verwendung von 
abgabenfreiem Mineralöl nicht zulässig. 
Solche Zwisdienfahrten kommen im Unter- 
elbe- und Unterwesergebiet häufiger vor. 
Die Erhebung der Mineralölabgaben für diese 
meist kurzen Zwischenfahrten verursachen 
der Schiffahrt und der Zollverwaltung einen 
erheblichen Arbeitsaufwand. Da auch die 
deutsche Binnenschiffahrt heute weitgehend 
abgabenfreies oder preisbegünstigtes Mineral- 
öl verwenden kann, erscheint es unbedenk- 
lich, durch die vorgesehene Streichung des 
Wortes „ersten“ auch für derartige Zwi- 
schenfahrten die Verwendung von abgaben- 
freiem Mineralöl zu ermöglichen. 

Zu Nr. 8 (§ 69 Abs. 1 Nr. 42 und 43) 

Die In den deutschen Freihäfen, insbesondere 
im alten Freihafen Hamburg, bestehenden 
gewerblichen Betriebe dienen nach ihrer 
Zweckbestimmung und entsprechend dem 
Wesen der Freihäfen grundsätzlich zur Her- 
stellung von Ausfuhrwaren (vgl. Begründung 
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zu § 28 des Zollgesetzes). Infolge der beiden 
Weltkriege ist der Auslandsabsatz dieser Be- 
triebe stark zurückgegangen. Die wirtschaft- 
liche Ausnutzung der vorhandenen Anlagen 
und die Weiterbeschäftigung der Arbeitneh- 
mer erforderten deshalb ein Ausweichen auf 
den Inlandsmarkt, das wirtschaftlich nur 
möglich war, wenn bei der Einfuhr der aus 
Inlandswaren hergestellten Erzeugnisse in das 
Zollgebiet Eingangsabgaben nidit erhoben 
wurden. 

Die Nidaterhebung der Eingangsabgaben ließ 
sich bis zum Inkrafttreten des Zollgesetzes 
von 1939 auf § 115 Abs. 2 des Vereinszollge- 
setzes stützen. Es wurden passive Verede- 
lungsverkehre bewilligt. Mit dem Inkraft- 
treten des Zollgesetzes entfiel diese Möglich- 
keit, da § 69 Abs. 1 Nr. 41 des Zollgesetzes 
die Zollbefreiung nur nach Veredelung im 
Zollausland zuläßt, wozu die Ereihäfen nicht 
gehören (§ 2 des Zollgesetzes). Der Reichs- 
minister der Finanzen hat nach 1939 durch 
mehrere Erlasse die Oberfinanzdirektion er- 
mächtigt, von der Erhebung der Eingangs- 
abgaben in diesen Fällen weiterhin abzu- 
sehen. Gesetzliche Grundlage der Ermächti- 
gung war § 13 der Reichsabgabenordnung, 
der mit Wirkung vom 17. Juli 1953 gestri- 
chen worden ist. Es fehlt somit heute an 
einer gesetzlichen Vorschrift, die die zollfreie 
Einfuhr der von den Freihafenbetriebe aus 
Inlandswaren hergestellten Erzeugnisse er- 
möglicht. 

Das Vorhandensein von gewerblichen Betrie- 
ben in einem Freihafen widerspricht dem 
Wesen der Freihäfen (vgl. Begründung zu 
§ 30 des Zollgesetzes). Insbesondere sind Be- 
triebe unerwünscht, die für den Inlandsabsatz 
arbeiten und daneben die Freihafenvergünsti- 
gungen in Anspruch nehmen. Die Begrün- 
dung zu § 28 des Zollgesetzes spricht deshalb 
auch die Erwartung aus, daß diese Betriebe 
sich nach Wiederherstellung normaler Ver- 
hältnisse auf dem Weltmarkt wieder aus- 
schließlich der Herstellung von Ausfuhr- 
waren zuwenden werden. Diese Erwartung 
hat sich aber nicht erfüllt. 

Die Lage der Freihäfen ist heute weitaus un- 
günstiger als nach dem ersten Weltkrieg. Zu 
dem Verlust der Weltmärkte sind die schwe- 
ren Kriegszerstörungen und Demontagen so- 
wie vor allem die Erschwerung des Handels 
über die Interzonengrenze gekommen. Die 
hierdurch hervorgerufene schwierige Lage 
der Freihäfen würde weiter verschärft wer- 
den, wenn die Zulassung von Freihafenbe- 


trieben widerrufen würde, weil sie nicht 
mehr für den Auslandsabsatz arbeiten, oder 
wenn der Absatz der Inlandserzeugnisse nach 
dem Inland durch die Versagung der Zollbe- 
freiung unterbunden würde. Solche Maßnah- 
men würden zu einer Stillegung der meisten 
Betriebe führen. Eine Änderung der für die 
Schwierigkeiten der Freihafenbetriebe maß- 
gebenden Lage ist in absehbarer Zeit nicht 
zu erwarten. Daraus ergibt sich die Notwen- 
digkeit, eine gesetzliche Zollbefreiung für den 
Inlandsverkehr der Freihafenbetriebe zu 
sdiaffen, die durch die Anfügung der Nr. 42 
zu § 69 Abs. 1 des Zollgesetzes herbeigeführt 
werden soll. 

Voraussetzung für die Zollbefreiung ist die 
zollamtliche Zulassung eines Sonderverkehrs 
mit Inlandswaren, die neben der allgemeinen 
Zulassung des Betriebs als Freihafenbetrieb 
— die Zulassung von Freihafenbetrieben 
selbst richtet sich nach § 30 des Zollgesetzes — 
vorliegen muß. Sie kann nur erteilt werden, 
wenn der Sonderverkehr zur Ausnutzung der 
vorhandenen Anlagen erforderlich ist. Die 
Zollbefreiung wird wie bei der passiven Ver- 
edelung grundsätzlich nicht in Betracht kom- 
men, wenn die Nämlichkeit der Ware nicht 
gewahrt wird oder der Eigentümer der Ware 
im Freihafen wechselt. Das Nämlichkeits- 
prinzip soll aber auch hier nicht starr ange- 
wandt werden. Ein Austausch der aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets stammenden 
Ware m.it gleichen anderen Waren soll die 
Zollbefreiung nicht ausschließen, wenn fest- 
steht, daß tatsächlich Waren aus dem freien 
Verkehr des Zollgebiets in den Freihafen- 
betrieb zur Bearbeitung oder Verarbeitung 
verbracht worden sind, die Art der Ware 
oder die Betriebsverhältnisse die Festhaltung 
der Nämlichkeit aber nicht zulassen. Die Zu- 
lässigkeit des Austausches wird von einer 
besonderen Genehmigung durch die Zollver- 
waltung abhängig gemacht, damit Im einzel- 
nen Falle geprüft werden kann, ob ausrei- 
chende Gründe für das Abgehen vom Näm- 
lichkeitsgrundsatz vorliegen und die Zoll- 
belange dadurch nicht gefährdet werden. 

Die als Nr. 43 vorgesehene weitere Zollbe- 
freiung entspricht einem dringenden Bedürf- 
nis der deutschen Exportwirtschaft. Kurzfri- 
stige Aufträge zwingen den deutschen Ver- 
edeler oft, lieferfertige Waren des freien Ver- 
kehrs in das Ausland auszuführen, bevor die 
zur Erfüllung des Auftrags bestimmten aus- 
ländischen Rohstoffe oder Vorerzeugnisse 
eingetroffen sind. Nach der jetzigen Rechts- 
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läge besteht keine Möglichkeit, die nachträg- 
lich eintreffenden Rohstoffe oder Vorerzeug- 
nisse zur Zollveredelung abzufertigen. Sie 
müssen daher unter Verzollung zum freien 
Verkehr abgefertigt werden. 

Nach der Einführung der Zollvcredelung mit 
Gestellung von Ersatzgut würde es wenig 
sinnvoll sein, dem deutschen Veredeler die 
Übernahme kurzfristiger Exportaufträge 
durch die Verzollung der verspätet eingehen- 
den Rohstoffe oder Vorerzeugnisse unmög- 
lich zu machen. Der Entwurf sieht deshalb 
für diese Fälle eine Zollbefreiung vor, die 
voraussetzt, daß ein entsprechender Zollver- 
edelungsverkehr bewilligt ist, daß schon vor 
dem Eingang der unveredelten Ware Ersatz- 
gut gestellt und ausgeführt worden ist und 
daß der Vorgriff zollamtlich besonders zuge- 
lassen worden Ist. Der Veredeler soll aller- 
dings im Falle des Vorgriffs nicht günstiger 
gestellt werden, als wenn er die Ware Im 
Zollveredelungsverkehr veredeln würde. Der 
Entwurf läßt Infolgedessen die Zollbefreiung 
insoweit nicht eintreten, als bei tatsächlicher 
Veredelung der Ware im Zollveredelungsver- 
kehr für die Abfälle Einfuhrzoll zu erheben 
sein würde. 

Die besondere Zulassung des Vorgriffs Ist er- 
forderlich, damit geprüft werden kann, ob 
die Lieferungsbedingungen den Veredeler 
tatsächlich zum Vorgriff zwingen und ob das 
Vorgriffsgut in dem bewilligten Veredelungs- 
verkehr hätte hergestellt werden können. 

Zu Nr. 9 (§ 103) 

Die Neufassung des § 103 wird in erster 
Linie durch die Änderungen der Bestimmun- 
gen über die Zollveredelung erforderlich. 

Abs. 1 des Entwurfs läßt die Wahlmöglich- 
keit des Zollbeteiligten, das Zollgut entweder 
ohne erneute Zollabfertigung in den freien 
Verkehr zu entnehmen oder wlederzuge- 
stellen, grundsätzlich bestehen, ermächtigt 
aber den Bundesminister der Finanzen, beide 
Möglichkeiten einzuschränken. Solche Ein- 
schränkungen werden namentlich im Zoll- 
veredelungsverkehr und im Zollsicherungs- 
verkehr notwendig und sind auch bisher 
schon auf Grund von § 103 Abs. 1 in der 
derzeitigen Fassung in Verbindung mit § 12 
der Reichsabgabenordnung angeordnet wor- 
den (z. B. § 35 Abs. 4, § 107 Abs. 3 der Zoll- 
vormerk-Ordnung). Mit Rücksicht auf den 
Wegfall des § 12 der Reidisabgabenordnung 
Ist es erforderlich geworden, das Fortbestehen 


der Befugnis des Bundesministers der Finan- 
zen zur Anordnung dieser Einschränkungen 
für das Zollvormerkverfahren ausdrücklich 
festzustellen. 

Abs. 2 des Entwurfs ergänzt den bisherigen 
Abs. 2 insofern, als auch für die Gestellung 
des Ersatzguts bei der Zollveredelung mit 
Gestellung von Ersatzgut die Bestimmung 
von Fristen vorgeschrieben wird. Diese 
Fristen sollen bei der Bewilligung des betref- 
fenden Zollvormerkverkehrs nach näherer 
Regelung in den Zollordnungen bestimmt 
werden, soweit nicht, wie z. B. bei den Zoll- 
vormerklagern, solche Fristen allgemein vor- 
geschrieben sind. 

Im Abs. 3 ist der Ausdruck „in den freien 
Verkehr getreten^^ mit Rücksicht auf § 45 
Abs. 2 des Zollgesetzes durch die Fassung 
„in den freien Verkehr entnommen*' ersetzt 
worden. Durch die Vermutung des Abs. 3 
sollen das Unbedingtwerden der bedingten 
Zollschuld und die Erhebung des Eingangs- 
zolls erreicht werden. 

Abs. 4 der Neufassung soll sicherstellen, 
daß bei einem Übergang von Veredelungs- 
gut in den freien Verkehr auch die Abfälle 
ohne weiteres in den freien Verkehr über- 
gehen und ggf. verzollt werden müssen. Eine 
Wiedergestellung der Abfälle, bevor es sich 
entschieden hat, ob die veredelte Ware wieder 
ausgeführt wird oder im Inland bleibt, wird 
durch die Durchführungsbestimmungen aus- 
geschlossen werden. 

Abs. 5 des Entwurfs regelt die Frage, in wel- 
chem Zeitpunkt bei der Zollveredelung mit 
Gestellung von Ersatzgut die Zollhänglgkeit 
der zur Veredelung abgefertigten Ware endet 
(§ 8 des Zollgesetzes). Eine zollschuldrecEt- 
llche Bedeutung hat der Absatz nicht, da die 
durch die Abfertigung des Zollguts zum Zoll- 
vormerkverkehr bedingt entstandene Zoll- 
schuld entweder durch den Ablauf der Ge- 
stellungsfrist unbedingt wird oder durch die 
Gestellung und Ausfuhr oder weitere Zollab- 
fertigung des Ersatzguts wegfällt (§ 45 Abs. 2 
des Zollgesetzes In der Fassung des Entwurfs). 
Dementsprechend bestimmt der Entwurf als 
Ende der Zollhänglgkeit den Zeitpunkt der 
Gestellung des Ersatzguts oder, falls Ersatz- 
gut nicht gestellt wird, den Ablauf der Ge- 
stellungsfrist. Es erscheint nicht erforderlich, 
das Ende der Zollhänglgkeit auch von der 
Ausfuhr oder weiteren Zollabfertigung des 
Ersatzguts abhängig zu machen. 
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Zu Nr. 10 (§ 109 a Nr. 4) 

Freihäfen sollen den Umschlag von Auslands- 
waren ohne Zollerhebung und ohne beson- 
dere Zollförmlichkelten ermöglichen. Hiermit 
läßt sich nicht vereinbaren, daß Waren aus 
dem freien Verkehr des Zollinlands in einen 
Freihafen gebracht werden und hier unter 
Wahrung ihrer Eigenschaft als Inlandsware 
lagern. Die jedesmalige Zollabfertigung dieser 
Waren beim Verbringen in den Freihafen 
und bei ihrer Rückkehr in das Zollgebiet so- 
wie die erforderliche Zollüberwachung wäh- 
rend der Lagerung stellen einen Mehraufwand 
an Verwaltungskosten dar, der sich ohne wei- 
teres nicht vertreten läßt. Würden soldie 
Waren im Verhältnis zu den Auslands waren 
in einem erheblichen Umfang in einem Frei- 
hafen lagern, so könnte eine Lage entstehen, 
die die Zollüberwachung des Freihafens und 
damit das Bestehen des Freihafens überhaupt 
nicht mehr rechtfertigen würde. Das Zoll- 
gesetz läßt deshalb eine Zollbefreiung für 
diese Waren bei der Wiedereinfuhr nicht zu. 

Diese Rechtslage kann zu Härten und zu 
Schwierigkeiten führen, wenn der Umschlag 
von Auslandswaren zur wirtschaftlichen Aus- 
nutzung vorhandener kostspieliger Anlagen 
vorübergehend nicht mehr ausreicht und eine 
Verlegung dieser Anlagen aus dem Freihafen 
nicht zumutbar ist (z. B. Tankanlagen für 
Mineralöl) oder wenn außergewöhnliche Not- 
stände die Verwendung der Lagermöglich- 
keiten des Freihafens zur Lagerung von In- 
landswaren erfordern. Bisher hatten der 
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Finanzen in solchen Fällen die zollfreie 
Wiedereinfuhr der Waren auf Grund von 
§ 13 der Reichsabgabenordnung zugelassen. 
Nach dem Wegfall dieser Bestimmung 
besteht diese Möglichkeit nicht mehr. Unter 
Berücksichtigung der in der Begründung 
zu Art. 1 Nr. 5 des Entwurfs dargestell- 
ten besonderen Lage der deutschen Freihäfen 
wird es notwendig, den Bundesminister der 
Finanzen durch die vorgesehene Ergänzung 
des § 109 a des Zollgesetzes zu ermächtigen, 
für Fälle der genannten Art die Wiederein- 
fuhr von Inlandswaren aus dem Freihafen 
ohne Erhebung der Eingangsabgaben durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Dabei soll die 
Ausnahmeregelung ähnlich wie die Zollbe- 
freiung für den Inlandsabsatz der Freihafen- 
betriebe (Art. 1 Nr. 5 des Entwurfs) so be- 
schränkt werden, daß ein Mißbrauch der Ver- 
günstigung oder ein Überhandnehmen der 


Lagerung von begünstigten Inlandswaren aus- 
geschlossen wird. 

ZU ART. 2 (Änderung des Zolltarifs) 

Zu Nr. 1 (Abs. 1 der Anmerkung 1 Buch- 
stabe b zu Nr. 2710) 

Durch die Ergänzung des § 69 Abs. 1 des 
Zollgesetzes um die Nummer 42 (Art. 1 
Nr. 8) wird die gesetzliche Möglichkeit er- 
öffnet, auch im Freihafen Mineralölerzeug- 
nisse aus Rohölen herzustellen, die aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets stammen. Im 
Freihafen hcrgestellte Mineralöle sind bisher 
nicht vergütungsfähig, weil nach den gelten- 
den Vergütungsbestimmungen des Zolltarifs 
die Herstellung Im zollinländischen Geltungs- 
bereich des Zolltarifs vorausgesetzt wird. 
Dazu gehört ein Freihafen nicht. Um die 
Vergütungsfähigkeit dieses Mineralöls herbei- 
zuführen und um die Bcarbeltungs- und Ver- 
arbeitungsbetriebe für Mineralöl in einem 
Freihafen auch In dieser Hinsicht den Inlands- 
betrieben gleichzustellen, bedarf es der vor- 
gesehenen Ergänzung des Satzes 1. 

Der Tatbestand, der den Vergütungsanspruch 
begründet, ist bisher die Ausfuhr aus dem 
Zollgebiet oder die Abfertigung zu einem 
Zollverkehr. Beides kann aber bei Mineral- 
ölen, die sich Im Freihafen befinden, nicht 
verwirklicht werden (die Ausfuhr nicht, weil 
die Im Freihafen befindlichen Erzeugnisse Im 
Sinne des Zollrechts bereits ausgeführt sind; 
die Abfertigung zu einem Zollverkehr nidat, 
weil es Im Freihafen keinen Zoll verkehr gibt). 
Um bei diesen Erzeugnissen gleichwohl eine 
Vergütung möglich zu machen, wenn sie un- 
mittelbar — also nicht auf dem Umwege über 
das Zollinland — In das Zollausland ver- 
bracht werden, wird die Einfügung des neuen 
Satzes 2 erforderlich. 

Zu Nr. 2 (neuer Abs. 2 der Anmerkung 1 
Buchstabe b zu Nr. 2710) 

Der neue Abs. 2 befaßt sich mit den Mineral- 
ölen, die nach Herstellung Im Zollinland 
unter Inanspruchnahme der neuen Vergünsti- 
gung gemäß ^ 109 a Nr. 4 des Zollgesetzes 
(Art. 1 Nr. 10) vorübergehend In einem 
Freihafen gelagert werden. Diese Mineralöle 
verlieren durch das Verbringen in den Frei- 
hafen den Charakter eines Erzeugnisses des 
freien Inlandsverkehrs. Sie werden beim spä- 
teren Wiedereingang Zollgut, das erst durch 
eine Zollabfertigung unter Zollfreischreibung 
wieder In den freien Verkehr übergeht. Durch 
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Satz 1 des neuen Abs. 2 soll klargestellt wer- 
den, idaß die Mineralöle durch die vorüber- 
gehende Lagerung im Freihafen Ihre Ver- 
gütungsfähigkeit nicht verlieren. 

Für Satz 2 gilt der gleiche Grund wie oben 
zu Nr. 1 im zweiten Absatz ausgeführt. 

ZU ART. 3 (Änderung des Mineralölsteuer- 
gesetzes) 

Die entsprechende Anwendung der Zollbe- 
freiungsvorschriften des § 69 des Zollgesetzes 
auf die Mineralölsteuer muß ausgeschlossen 
werden, soweit es sidi um Rückwaren (§ 69 
Abs. 1 Nr. 39 und 40) handelt oder um Waren, 
die aus einem passiven Veredelungsverkehr 
(§ 69 Abs. 1 Nr. 41) oder einem Beatbel- 
tungs- und Verarbeitungsverkehr im Frei- 
hafen (§ 69 Abs. 1 Nr. 42) oder als Nachhol- 
gut für ausgeführtes Vorgriffsgut (§ 69 


Abs. 1 Nr. 43) eingehen. Sonst könnten Mine- 
ralöle, die steuerfrei ausgeführt oder in einem 
Bearbeltungs- und Verarbeitungsverkehr im 
Freihafen gewonnen worden sind, bei Ihrer 
Einfuhr nicht der Steuer unterworfen wer- 
den, wenn der Einfuhrzoll nach den Vor- 
schriften des § 69 des Zollgesetzes nicht er- 
hoben wird. 

Es ist beabsichtigt, die übrigen Verbraudi- 
steuergesetze zu gegebener Zeit ebenfalls ent- 
sprechend zu ändern. Die Frage hat zur Zeit 
nur für Mineralöl praktische Bedeutung. 


ZU ART. 4 

Da Berlin zum Zollsystem des Bundes gehört, 
müssen die das Zollgesetz ändernden Gesetze 
auch in Berlin gelten. Das gleidie gilt für die 
zu erlassenden Rechtsverordnungen. 



